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Zusammenfassung  

Der Konflikt zwischen den USA und dem Iran und die daraus resultierende Störung des Verkehrs durch 

die Straße von Hormus sind in den dritten Monat eingetreten und verursachen eine der größten Stö-

rungen der Energiemärkte in der Geschichte. Die Verhandlungsseiten rücken bislang nicht wesentlich 

von ihren Forderungen ab. Streitpunkt bleibt das iranische ballistische Raketen- und Atomprogramm. 

Das Land schafft es, die strategische Schwerpunktverlagerung auf die Straße von Hormus zu verfes-

tigen, was Auswirkungen weit über die Region hinaus hat. Somit könnte die Straße von Hormus als 

zentrales Abschreckungsinstrument gegen zukünftige Operationen dienen, das Lieferketten neu defi-

nieren könnte. 

 

Die Produktionsausfälle bei Rohöl und Kondensaten belaufen sich auf etwa 12 Millionen Barrel pro 

Tag, also rund 15 Prozent des weltweiten Angebots, während bei Ölprodukten und Flüssiggas (LPG) 

weitere 5 Millionen Barrel pro Tag verloren gehen. Es ist von einer erhöhten Wettbewerbssituation 

zwischen Europa und Asien für den Winter auszugehen. Die ausbleibende Lösung des Konflikts führt 

zu einer de facto Doppelblockade der Straße von Hormus seitens der USA und des Iran und lässt 

damit mehr als 2000 Handelsschiffe mit 20.000 Seeleuten im Persischen Golf festsitzen. Nur unter 

neuen Transitprotokollen und für „freundliche Staaten“ lässt der Iran Schiffe passieren.  

   

Für die Zukunft stellt diese Situation Politik, Wirtschaft und Industrie vor schwierige Abwägungen zwi-

schen kurzfristiger Versorgungssicherheit, langfristiger Transformation und resilienten Lieferketten. 

Auch bei zügiger Entspannung in der Straße von Hormus ist keine sofortige Normalisierung von Lie-

ferströmen und Preisen zu erwarten.  Alternative Lieferketten, Nearshoring und Friendshoring treten – 

ähnlich wie während der COVID-Pandemie in den Jahren 2020–2021 – wieder in den Vordergrund. 

Wirtschaft und Politik sind gehalten, gemeinsam mit europäischen Partnern langfristige Lösungen für 

die Transformation sowie resiliente Lieferströme für den europäischen Binnenmarkt aufzubauen. 

  

UPDATE | INTERNATIONALES | IRAN-KONFLIKT  

Auswirkungen des Iran-Konflikts 
Wirtschaftliche und politische Konsequenzen für die deutsche Industrie  



Auswirkungen des Iran-Konflikts 

2 

 

Inhaltsverzeichnis 

Zusammenfassung .............................................................................................................................. 1 

Aktuelle Lage in der Region und Einschätzung ............................................................................... 3 

Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung ........................................................................ 4 

Aktuelles Lagebild der internationalen Logistik und industriellen Lieferketten .......................... 5 

Aktuelles Lagebild für die globale und deutsche Energieversorgung .......................................... 6 

Auswirkungen auf globale Rohstoffmärkte .................................................................................... 10 

Sicherheitsengagement Deutschlands ........................................................................................... 11 

Impressum ......................................................................................................................................... 13 

 

 

  



Auswirkungen des Iran-Konflikts 

3 

Aktuelle Lage in der Region und Einschätzung  

Die Blockade der Straße von Hormus besteht weiterhin, während direkte Gespräche zwischen dem 

Iran und den USA derzeit nicht stattfinden. Es herrscht eine anhaltende Spannung und regelmäßige 

gegenseitige Zwischenfälle (Beschuss von Schiffen unter iranischer oder westlicher Flagge fahrende 

Öltanker, Drohnenangriffe, Beschuss von Infrastrukturanlagen, Drohungen von Proxy-Akteuren. 

Washington fordert in seinem jüngsten Vorschlag langfristige Restriktionen für den iranischen Atom-

sektor und legte zudem einen Fünf-Punkte-Plan zur Beendigung des Konflikts vor. Demnach dürfte 

der Iran künftig nur noch eine einzige Atomanlage betreiben und müsste seinen Bestand an hoch 

angereichertem Uran an die USA übergeben. Der Iran hingegen fordert die vollständige Freigabe ein-

gefrorener Vermögenswerte und die bedingungslose Einstellung der Kampfhandlungen – insbeson-

dere auch im Libanon. Das Atomprogramm sei nicht verhandelbar. Der Iran drohte zudem mit einer 

Ausweitung des Krieges „weit über die Region hinaus“, falls die US-israelischen Angriffe wieder auf-

genommen werden. Auch im Libanon wird die Waffenruhe regelmäßig gebrochen. Nach den Gesprä-

chen am Wochenende 14./15. Mai wurde die Waffenruhe um weitere 45 Tage verlängert, mit der Aus-

sicht auf nächste Gespräche Anfang Juni. 

Die USA haben laut CENTCOM seit dem Eintritt ihrer Blockade am 13. April 91 Schiffe umgeleitet und 

vier Schiffe außer Gefecht gesetzt. Die amerikanische Idee, die Straße über das „Project Freedom“ 

wieder zu öffnen, wurde nach 36 Stunden eingestellt. Saudi-Arabien hatte Washington die Nutzung 

des Luftwaffenstützpunkts sowie den Überflug des saudischen Luftraums verweigert. 

Der Iran inszeniert sich daher bewusst als Garant für eine „offene“ Straße von Hormus – vorausgesetzt, 

Schiffe kooperieren mit iranischen Behörden. So bezeichnet Teheran seine Kontrolle als legitime Ver-

waltung statt als Blockade. Am 5. Mai wurde die “Persian Gulf Strait Authority” (PGSA) gegründet und 

Transitprotokolle mit Gebühren bis zu 2 Mio. USD (zahlbar auch in Yuan) eingeführt. Die PGSA infor-

miert Reedereien über Bewegungsregeln und steht laut Angaben auch in Kontakt mit europäischen 

Staaten. Seit dem Frühjahr zahlten mindestens 20 Schiffe und wurden daraufhin von den USA sankti-

oniert. Doch für den Iran stehen Einnahmen offenbar nicht im Vordergrund: „freundliche“ Staaten (u. a. 

China, Russland, Indien) erhalten teils gebührenfreie oder abgestimmte Passagen. Aktuell zielt Tehe-

ran eher auf internationale Akzeptanz seiner Kontrollmechanismen, ohne durch aggressive Gebühren-

politik Widerstand zu provozieren. 

Eine Anerkennung der Protokolle hätte jedoch weitreichende Folgen, da der Iran künftig zwischen 

„freundlichen“ und „feindlichen“ Staaten unterscheiden und den Zugang steuern könnte; zudem drohen 

internationale rechtliche Konsequenzen aufgrund der Sanktionen gegen die Islamic Revolutionary Gu-

ard Corps (IRGC). Sollte sich diese Praxis verfestigen, könnte der Iran seine Kontrolle über die Straße 

von Hormus schrittweise als Normalzustand etablieren. Die Lage hat aber auch internationale Auswir-

kungen: Der Finanzminister von Indonesien bezeichnete in einem Symposium das Modell von Tran-

sitzahlungen für die Straße von Malakka als “interessant”, wobei sich Singapur und Malaysia für die 

freie Schifffahrt aussprachen. Ähnliche Mechanismen in anderen Meerengen würden die internationale 

Schifffahrt vor erhebliche Herausforderungen stellen. 

Laut westlichen Geheimdienstbewertungen verfügt der Iran weiterhin über mehr als 70 Prozent seines 

Raketenarsenals. Die Waffenruhe diene auch der operativen Regeneration, und das Land reaktiviere 

unterirdische Lagerstätten. Gleichzeitig gilt die Wirtschaft als schwer angeschlagen: eine 70-prozen-

tige Inflation und ein erwarteter Rückgang des BIP um 6,1 Prozent sind laut IWF zu erwarten. Das 

iranische Parlament pausierte aus Sicherheitsgründen drei Monate und tagt nun online. Benzinknapp-

heit, steigende Arzneimittelpreise und erste Arbeitsproteste verdeutlichen den wachsenden 
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innenpolitischen Druck. Auch die stark betroffene Stahlindustrie steht vor Entlassungen und Produkti-

onseinstellungen. 

Die enge Verflechtung von Wirtschaft und Revolutionsgarden ist u.a. eine Konsequenz der Verhärtung 

der US-Sanktionen nach dem Joint Comprehensive Plan of Action (JCPOA)-Ausstieg 2018: Experten 

erklären, dass unabhängige Unternehmen damals ihre Wettbewerbsvorteile verloren, während die 

IRGC durch Sanktionsumgehung zum zentralen Kanal für Handel und Einnahmen wurden. Organisa-

tionen wie „Khatam al-Anbiya“, ein iranisches Ingenieurbüro unter der Kontrolle der IRGC, konnte da-

mals ein Monopol aufbauen und dominieren inzwischen den Bau- und Industriesektor. Mit der Rück-

kehr zu einem fragilen „Normalzustand“ steht das Regime vor der Wahl zwischen militärischer Aufrüs-

tung und sozialer Stabilisierung; Beobachter erwarten eine Verschärfung der Repressionen und die 

stärkere Fokussierung auf die Abwehr westlicher Militärtechnologie mit Hilfe Russlands, auch wenn 

soziale Unruhen und Unzufriedenheit bereits zunehmen. Trotz dieser Tatsache gibt es keine Hinweise 

auf grundlegende Zugeständnisse in Verhandlungen. Aufgrund reduzierter Verschiffung über die Sha-

dow Fleets muss der Iran temporäre Lagerkapazitäten ausbauen: schwimmende Öllager oder alte 

Tanker werden reaktiviert. Satellitenbilder zeigen Zerstörungen am Ölterminal auf der Insel Kharg so-

wie einen Ölteppich im Persischen Golf. Dieser Ölteppich könnte die Wasserzufuhr für die Entsal-

zungsanlagen in Saudi-Arabien und den Anrainerstaaten potenziell gefährden – eine Bestätigung steht 

aus. 

Die VAE erhielten während des Krieges Israels Abwehrsystem Iron Dome, inklusive Batterien und 

Unterstützung durch israelische Soldaten. Neben Israel waren sie laut Berichten am stärksten von 

iranischen Raketen- und Drohnenangriffen betroffen. Die militärische, sicherheits- und nachrichten-

dienstliche Zusammenarbeit zwischen beiden Staaten erreichte damit einen Höhepunkt. Seit Anfang 

April führen die VAE, Saudi-Arabien und Kuwait zudem verdeckte Angriffe auf iranisch unterstützte 

Milizen im Irak durch. Dies zeigt die wachsende Bereitschaft regionaler Akteure, aktiv gegen iranische 

Proxy-Strukturen vorzugehen – bei gleichzeitig steigendem Risiko einer weiteren Eskalation. Der Aus-

tritt der VAE aus der OPEC ist ebenfalls weniger als Reaktion auf Förderquotenkonflikte zu sehen. Er 

signalisiert, dass das traditionelle System des Ölmarkteinflusses für die langfristige wirtschaftliche und 

geopolitische Agenda der VAE an Bedeutung verliert und verweist auf Differenzen mit Saudi-Arabien 

sowie auf eine strategische Neuausrichtung. 

Der Iran unterscheidet sich 2026 grundlegend von 2018: Sanktionen, Isolation und finanzielle Abkopp-

lung haben vor allem zu einer weiteren Verhärtung von Regime, Atomprogramm und Innenpolitik ge-

führt. Nächste Maßnahmen sollten keinesfalls eine Reintegration oder Sanktionserleichterung gegen 

die IRGC vorsehen. Ergänzend zur Einstufung der IRGC als terroristische Organisation sollten irani-

sche Militärattachés in EU-Mitgliedstaaten – insbesondere mit IRGC-Verbindungen – verstärkt über-

wacht und gegebenenfalls sanktioniert werden. Geheimdienstberichte warnen bereits vor der dominie-

renden Rolle der Revolutionsgarden nach dem Tod des Obersten Führers Chamenei, denn die Garde 

übe nun Kontrolle über den iranischen Sicherheitsapparat, das Parlament und strategische Verhand-

lungen mit Washington aus. 

Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung  

Die Bundesregierung senkte in ihrer Frühjahrsprognose (22. April) die Wachstumserwartungen deut-

lich: Das BIP soll 2026 nur noch um 0,5 Prozent und 2027 um 0,9 Prozent steigen (Herbst 2025: 

1,3 Prozent für 2026). Der Hauptgrund sind stark gestiegene Energie- und Rohstoffpreise infolge des 

Iran-Kriegs, die 2026 mit rund 0,3 Prozentpunkten belasten. 
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Für Q1/2026 meldete das Statistische Bundesamt ein preis-, saison- und kalenderbereinigtes Wachs-

tum von 0,3 Prozent zum Vorquartal (bereits in Q4/2025 wurde auf 0,2 Prozent nach unten revidiert). 

Im Jahresvergleich lag das Plus bei 0,5 Prozent, gestützt vor allem durch höhere private und staatliche 

Konsumausgaben. Weitere detaillierte Zahlen folgen am 22. Mai. 

Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe stiegen im März (ersten Kriegsmonat) um 5,0 Pro-

zent gegenüber dem Vormonat (bereinigt: +5,1 Prozent). Besonders Vorleistungsgüter legten zu, was 

auf vorsorgliche Lageraufstockungen wegen möglicher Lieferengpässe hindeutet. Gleichzeitig sank 

die Industrieproduktion den vierten Monat in Folge; während Vorleistungsgüter zulegten, ging die Pro-

duktion von Konsum- und Investitionsgütern zurück. Die Bauproduktion erholte sich saisonbedingt. 

Stimmungsindikatoren zeigen ein gemischtes Bild: Die ZEW-Erwartungen verbesserten sich im Mai 

(+7 Punkte), bleiben aber negativ. Dagegen verschlechterten sich Einkaufsmanagerindex und ifo-Ge-

schäftsklima im April weiter, während sich die Exporterwartungen leicht aufhellten. Die Energiepreise 

treiben auch die Inflation: Im April 2026 lag der Verbraucherpreisanstieg bei 2,9 Prozent gegenüber 

dem Vorjahr – der höchste Wert seit Dezember 2023. 

Aktuelles Lagebild der internationalen Logistik und industriellen Lieferketten  

Der Konflikt führt weiterhin zu erheblichen Störungen internationaler Lieferketten, einer eingeschränk-

ten Erreichbarkeit der Region sowie anhaltend hohen Transportkosten. Die diplomatischen Bemühun-

gen zur Wiederherstellung sicherer Transportwege reichen bislang nicht aus, um das für eine nach-

haltige Wiederaufnahme der Verkehre erforderliche Vertrauen zu schaffen. Dies gilt insbesondere für 

die Schifffahrtsroute durch die Straße von Hormus. 

 

Einzelne europäische Reeder haben den Verkehr in den Nahen Osten über alternative Häfen im O-

man, in den VAE oder Saudi-Arabien wieder aufgenommen. Die Region bleibt aber nur eingeschränkt 

erreichbar. Da eine sichere Durchfahrt der Straße von Hormus nicht gewährleistet ist, liegen weiterhin 

zahlreiche Schiffe im und vor dem Persischen Golf vor Anker. Branchenangaben zufolge sind über 

2.000 Handelsschiffe mit rund 20.000 Seeleuten betroffen. Laut dem Verband Deutscher Reeder sit-

zen mindestens 50 Schiffe von zehn deutschen Reedereien mit rund 1.000 Seeleuten im Persischen 

Golf fest; drei Schiffe mit deutschem Bezug wurden angegriffen. Den Suezkanal meiden deutsche 

Reeder weitgehend aus Sorge vor Houthi-Angriffen. Trotz der riskanten Lage haben in den vergange-

nen Wochen Schiffe – insbesondere Energietransporte mit Verbindungen zu Iran, China, Indien und 

Russland – die Straße von Hormus passiert. Europäische und US-amerikanische Schiffe nutzten die 

Passage überwiegend nur unter militärischem Geleitschutz und waren vereinzelt dennoch Angriffen 

ausgesetzt. 

 

Die insbesondere für Interkontinentalflüge von und nach Asien, Australien und Afrika relevanten Luft-

verkehrsdrehkreuze auf der Arabischen Halbinsel sind weiterhin nur eingeschränkt verfügbar. Die Eu-

ropäische Agentur für Flugsicherheit (EASA) hält ein aktives Konfliktzonen-Bulletin für den Nahen Os-

ten und den Persischen Golf aufrecht, wodurch Fluggesellschaften weiterhin angehalten sind, be-

troffene Lufträume zu meiden oder nur eingeschränkt zu nutzen. Regionale Fluggesellschaften neh-

men den Betrieb schrittweise wieder auf; das Flugangebot liegt jedoch insgesamt weiterhin unter dem 

Vorkrisenniveau. Dies wirkt sich negativ auf die globale Luftfrachtkapazität aus. Die Nutzung alterna-

tiver Routen nach Asien führt zu längeren Flugzeiten, höherer Auslastung und damit zu einer Verknap-

pung des Angebots sowie zu steigenden Kosten. Hinzu kommt, dass die Kerosinpreise weiterhin deut-

lich über dem Vorkrisenniveau liegen und die Kostenbasis der Luftfahrt erheblich belasten. Kurzfristig 

tragen Fluggesellschaften einen Teil dieser Mehrkosten selbst, mittel- bis langfristig werden diese 
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jedoch an Passagiere und Verlader weitergegeben. Seit Beginn des Konflikts sind die Luftfrachtraten 

für Transporte zwischen Europa und Asien deutlich gestiegen und liegen auf einzelnen Relationen 

weiterhin über dem Vorkrisenniveau. 

Eine kurzfristige Normalisierung der Situation ist weiterhin nicht absehbar. Unternehmen müssen da-

her weiterhin mit erhöhten Kosten, längeren Laufzeiten, eingeschränkter Planbarkeit sowie kurzfristi-

gem Anpassungsbedarf rechnen. 

Aktuelles Lagebild für die globale und deutsche Energieversorgung   

Die angespannte Lage am Persischen Golf sorgt weiterhin für Nervosität auf den globalen Energie-

märkten. Der Markt orientiert sich dabei in erster Linie an politischen Signalen. Vor dem Hintergrund 

bisher unerfolgreicher Verhandlungen bleibt der Rohölpreis für Brent über der 100-USD-pro-Barrel-

Marke. Ende April stieg der Ölpreis auf das höchste Niveau seit 2022 und ist insgesamt seit Beginn 

des Krieges um 70 Prozent gestiegen. 

Das globale Ölangebot sank laut IEA im April auf 95,1 Millionen Barrel pro Tag, womit sich die gesam-

ten Produktionsverluste seit Februar auf 12,8 Mio. Barrel pro Tag belaufen. Höhere Produktion und 

Exporte aus dem Atlantikraum sorgen für eine gewisse Entlastung. Jeder Monat ohne LNG-Lieferun-

gen über die Meeresenge führt zu einem Ausfall von ca. 10 Mrd. m3 des globalen LNG-Angebots. Laut 

BNetzA hat allerdings die globale LNG-Verflüssigungsmenge mit 1,59 Mrd. m3/Tag im Mai 2026 wieder 

das Vorjahresniveau von 1,56 Mrd. m3/Tag erreicht bzw. leicht übertroffen. 

Europa/Deutschland  

Europa steht unter wachsendem Versorgungs- und Preisdruck: Während die Energieversorgung bis-

lang stabil bleibt, drohen zeitverzögerte Engpässe und ein intensiver Wettbewerb mit Asien, insbeson-

dere bei LNG-Spotladungen. 

Deutschland importiert zudem in signifikantem Umfang Diesel (Importanteil laut BAFA im September 

2025: 29 Prozent) und Kerosin (56 Prozent) und ist somit bei diesen Mineralölprodukten besonders 

vulnerabel für Preissteigerungen und Knappheiten auf dem Weltmarkt. Der europäische Flughafenver-

band ACI Europe und einige Fluggesellschaften warnen vor Einschränkungen des Luftverkehrs durch 

die angespannte Lage. Einige asiatische Länder rationieren bereits Flugkraftstoffe und schränken den 

Export von Diesel und Kerosin ein. Dies resultiert auch für europäische Fluggesellschaften in operati-

onalen Einschränkungen, die sich mit einer fortlaufenden Anspannung zu verschärfen drohen. Auch 

bei Schiffskraftstoffen existieren punktuell Versorgungsengpässe. Die Geschwindigkeit der Erholung 

des Mineralölmarkts hängt davon ab, wie rasch Raffinerie-, Umschlags- und Transportkapazitäten wie-

derhergestellt werden können. Auch Ersatzteile und Reparaturequipment sind knapp, sodass es hier 

zu zusätzlichem Wettbewerb kommen könnte. Laut IEA stabilisieren sich Europas Bestände nur, wenn 

Ersatzimporte mindestens ~75 Prozent (besser ~90 Prozent) der verlorenen Mengen erreichen; bei 

nur ~50 Prozent Ersatz drohen bereits ab Juni Engpässe an Flughäfen. Vor diesem Hintergrund sind 

bereits Anpassungen zu beobachten – u. a. zusätzliche Kerosinimporte aus alternativen Quellen wie 

Nigeria. Einige europäische Fluggesellschaften haben Kurzstreckenflüge bis in den Herbst hinein ge-

strichen. Die befristete Senkung der Mineralölsteuer in Deutschland hat nur einen geringen Entlas-

tungseffekt für die Industrie und schafft, wie auch eine weitere Verschärfung des Kartellrechts, zusätz-

liche bürokratische Belastung für die Unternehmen. 

Europa spürt erst seit April die ausbleibenden LNG-Mengen aus Katar. Während die globalen LNG-

Lieferungen im März laut IEA im Jahresvergleich nur um 2 Prozent zurückgingen, belief sich der 
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Rückgang in den ersten 20 Tagen des Aprils bereits auf 10 Prozent. Bisher gelingt die Substitution in 

Europa, schlägt sich allerdings in einem erhöhten Preisniveau nieder. Die Gasflüsse nach Deutschland 

liegen derzeit über dem Vorjahresniveau. Laut einer Analyse von S&P Global konnten die rückläufigen 

LNG-Mengen sowie andere variable Angebotsquellen im April teilweise durch einen Anstieg der alge-

rischen Pipelineimporte nach Europa um 10 Mio. m³/Tag im Jahresvergleich kompensiert werden. Den-

noch erreichten die europäischen LNG-Importe im ersten Quartal 2026 kumuliert ein neues Rekordni-

veau von 40,7 MMt, maßgeblich getragen durch deutlich ausgeweitete US-Exportkapazitäten, die zu-

letzt rund 61 Prozent der Lieferungen stellten. Allerdings sind genau diese Lieferströme am stärksten 

von Umlenkungen nach Asien bedroht. Eine S&P-Global-Analyse deutet auf anhaltende asiatische 

Preisprämien bis mindestens Juli hin. Da derzeit rund 17 Prozent der globalen LNG-Produktion außer 

Betrieb sind, wird voraussichtlich ein Teil des Angebots, das zu Sommerbeginn Europa erreicht hätte, 

ausbleiben. Insgesamt verschärft der Angebotsschock die Marktlage 2026 kurzfristig, ändert jedoch 

den mittelfristigen Trend zu einer Entspannung des LNG-Marktes nur begrenzt. Die IEA erwartet eine 

Verzögerung der marktberuhigenden Wirkungen der LNG-Welle um zwei Jahre. 

Für Europa werden weiterhin steigende LNG-Importe erwartet, um die Gasspeicher zu füllen. Seit Be-

ginn der Einspeichersaison im April sind mehrere Speicherauktionen erfolgreich verlaufen – der aktu-

elle Füllstand liegt EU-weit bei rund 37 Prozent, in Deutschland bei etwa 28 Prozent. Gleichwohl er-

schweren aktuell teils inverse Sommer-Winter-Spreads und die insgesamt angespannte Marktlage so-

wie begrenzte Angebotsverfügbarkeit die Einspeicherung. Die täglichen Nettoeinspeicherungen in der 

EU lagen im April laut S&P Global rund 35 Prozent unter dem Vorjahresniveau. Bundeswirtschaftsmi-

nisterin Reiche kündigte an, Pläne für den Aufbau einer nationalen Gasreserve in Höhe von zehn Pro-

zent der deutschen Speicherkapazitäten (rund 240 TWh) vorzulegen. Das „Security of Supply Pack-

age“ der EU-Kommission wird nach dem Sommer erwartet und soll den regulatorischen Rahmen für 

die Gasspeicher nach Auslaufen der Füllstandsvorgaben im März 2027 festlegen. Die Klärung der 

langfristigen Rolle der Gasspeicher sowie die Weiterentwicklung der europäischen Beschaffungsstruk-

turen sind zentral, um künftige Preisspitzen abzufedern und Planungssicherheit für die Industrie zu 

schaffen. 

Aktuell befinden sich die Spotmarkt-Gaspreise wieder auf einem eher steigenden Trend mit einem 

Niveau von über 50 EUR/MWh, was auf kurzfristige physische Knappheiten hindeutet. Unterdurch-

schnittliche Temperaturen, reduzierte LNG- und Pipelineflüsse infolge von Wartungsarbeiten (Norwe-

gen, USA, Frankreich) sowie zusätzliche Angebotsunsicherheiten durch angekündigte Streiks an aust-

ralischen LNG-Terminals waren die größten Treiber. Insgesamt verbleiben die Preise weiterhin deut-

lich unter dem Niveau des Jahres 2022. Besonders Unternehmen mit Spotmarktbeschaffung tragen 

die Last unmittelbarer Kostenanstiege, wohingegen längerfristig gesicherte Beschaffungsmodelle sta-

bilisieren. 

Asien 

Für China zeigen sich bislang weiter nur begrenzte direkte Auswirkungen des Iran-Kriegs. Das Land 

verfügt über umfangreiche strategische Öl- und Gasreserven, eine hohe inländische Kohleverfügbar-

keit und hat den Ausbau erneuerbarer Energien stark vorangetrieben. Noch dazu gibt es Vereinbarun-

gen, dass China aus dem Iran beliefert wird. Zudem federt der Staat Preissteigerungen bei Energie 

teilweise ab, sodass kurzfristige externe Preisschocks bislang begrenzt wirken. Gleichzeitig deuten 

erste Handelsdaten aus Q1 auf zunehmende Spannungen hin. Deutlich rückläufige Verkaufszahlen im 

Automobilsektor sind zu beobachten mit entsprechenden Rückwirkungen auf vorgelagerte Zuliefer-

branchen. Zudem mehren sich Berichte über lokale soziale Spannungen. So meldete die New York 

Times Werksschließungen im südchinesischen Yulin, unter anderem in der Spielzeugindustrie, nach-

dem stark gestiegene Preise für Kunststoffe, hergestellt auf Basis von Erdöl und Erdgas, die 
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Produktionskosten deutlich erhöht hatten. Die Einordnung dieser Entwicklungen bleibt jedoch schwie-

rig, da krisenbedingte Effekte stark mit strukturellen wirtschaftlichen Schwächen überlagert sind, vor 

allem mit dem anhaltend schwachen Binnenkonsum in China. Ein fortdauernder Konflikt im Nahen 

Osten würde indes einen zusätzlichen Stressfaktor für eine schwächelnde chinesische Wirtschaft dar-

stellen. Eine belastbare Einschätzung der Auswirkungen dürfte daher erst später im Jahr möglich sein. 

Weiter zu beobachten bleibt insbesondere, wie sich die Abschwächung wichtiger Exportmärkte auf 

China auswirkt. Die erhöhte Unsicherheit hinsichtlich globaler Nachfrage und Lieferketten dürfte die 

Margen chinesischer Hersteller weiter unter Druck setzen, zumal viele Unternehmen bereits mit 

schwacher Binnennachfrage und intensiven Preiskämpfen konfrontiert sind. Offen ist zugleich, ob 

China profitieren könnte, etwa durch eine steigende Nachfrage nach grünen Technologieprodukten. 

Taiwan ist im Vergleich deutlich verwundbarer. Die Insel ist in hohem Maße von Energieimporten ab-

hängig: Rund 70 Prozent der Rohölimporte und etwa 38 Prozent der LNG-Importe stammen aus Län-

dern, deren Lieferwege durch die Straße von Hormus führen. Insgesamt decken Öl- und LNG-Importe 

rund 95 Prozent des taiwanischen Energiebedarfs. Besonders kritisch ist die geringe Resilienz bei 

Erdgas: Die strategischen Gasreserven reichen lediglich für etwa elf Tage. Zwar verfolgt Taiwan eine 

Diversifizierungsstrategie, unter anderem durch alternative LNG-Bezugsquellen sowie die Wiederin-

betriebnahme von Kernkraftwerken, insgesamt bleibt die Energieversorgung jedoch hochgradig stör-

anfällig. Diese strukturelle Abhängigkeit vergrößert zugleich den Spielraum für ökonomischen Druck 

durch China. 

Weiterhin besonders abhängig sind Japan, Südkorea, Indien und Südostasien. Zentrale Importländer 

verlagern ihren Fokus zunehmend von kurzfristigem Krisenmanagement hin zu Diversifizierung und 

institutionalisierter Versorgungssicherheit. Japan und Südkorea haben Mitte Mai eine vertiefte Zusam-

menarbeit bei LNG- und Rohölbeschaffung, strategischer Lagerhaltung sowie möglichen Swap-Me-

chanismen vereinbart, inklusive einer Ausweitung von Reserven im indopazifischen Raum (POWERR-

Asia). Parallel diversifiziert Japan seine Lieferantenbasis, u. a. durch zusätzliche Lieferungen aus den 

VAE und die begrenzte Wiederaufnahme russischer Ölimporte. Dies geht jedoch mit höheren Kosten 

sowie regulatorischen und Reputationsrisiken einher. Fiskalisch reagiert Tokio expansiv mit geplanten 

Energie-Subventionen und einem Nachtragshaushalt, was bereits zu steigenden Staatsanleiherendi-

ten führt. 

In Indien ist der Energiepreisschock inzwischen vollständig in der Binnenwirtschaft angekommen: Mitte 

Mai wurden Benzin- und Dieselpreise erstmals seit vier Jahren erhöht. Der Zeitpunkt korrelierte mit 

dem Ende wichtiger Regionalwahlen, aus denen die Regierungspartei deutlich gestärkt hervorging.  

In Südostasien dominieren weiterhin staatliche Preisstützung, Subventionen und administrative Maß-

nahmen. Auf den Philippinen verlangsamte sich das Wachstum im ersten Quartal auf 2,8 Prozent – 

auch infolge des Ölpreisschocks. Gleichzeitig setzte Manila auf Rohölimporte aus Russland. Malaysia 

implementierte ebenfalls umfangreiche Subventionen, sieht jedoch steigende Risiken durch Roh-

stoffengpässe, Logistikkosten und Dieselknappheit. Indonesien bleibt als Nettoimporteur anfällig, wäh-

rend Vietnam Importzölle auf Kraftstoffe verlängert hat. Thailand verfügt aktuell über Ölreserven für 

etwa 100 Tage. 

Industrieseitig zeigen sich zunehmende Belastungen entlang globaler Wertschöpfungsketten. Gleich-

zeitig kommt es zu Substitutionseffekten auf Rohstoffmärkten (z. B. Naturkautschuk), deren Preise 

steigen. Dies belastet vor allem Automobil- und Konsumgüterzulieferer. Insgesamt verlagern sich die 

Belastungen in vorgelagerte Produktionsstufen und schwächen die Wettbewerbsfähigkeit asiatischer 

Exportindustrien – mit direkten Auswirkungen auf deutsche Unternehmen und Lieferketten. 
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Afrika  

Der Konflikt zwischen dem Iran, Israel und den Vereinigten Staaten belastet die afrikanischen Volks-

wirtschaften stark, und sie bleiben anfällig für externe Schocks. Diese Auswirkungen zeigen sich ins-

besondere auf den Energiemärkten, in maritimen Handelsrouten, Ernährungssystemen und Investiti-

onsströmen. Der Nahe Osten steht für etwa 15,8 Prozent der afrikanischen Importe und 10,9 Prozent 

der Exporte. Das verdeutlicht Afrikas hohe Verwundbarkeit gegenüber Störungen in der Region. 

Steigende Treibstoff- und Transportkosten erhöhen den Druck auf Inflation, Wechselkurse und Staats-

haushalte im gesamten Kontinent. Schätzungen der Afrikanischen Entwicklungsbank zufolge kann 

eine anhaltende Eskalation Wachstumsverluste von bis zu 1,5 Prozent verursachen. Länder wie Kenia, 

Sambia, Malawi und Teile des Horns von Afrika sind besonders betroffen, da sie stark von importierten 

Erdölprodukten und Düngemitteln abhängig sind, die über das Rote Meer und die Golfregion transpor-

tiert werden. Störungen in der Düngemittelversorgung verschärfen die Lage, während höhere Trans-

portkosten die Produktionskosten erhöhen und die Ernährungsunsicherheit, insbesondere in anfälligen 

Agrarökonomien, weiter verstärken. Einige rohstoffexportierende Volkswirtschaften könnten jedoch 

von höheren Energie- und Mineralpreisen profitieren. Gleichzeitig könnte die Krise die Diversifizierung 

der Energieversorgung beschleunigen. Sie könnte die regionale Wertschöpfung stärken, Investitionen 

in erneuerbare Energien fördern und den Aufbau stärkerer regionaler Lieferketten im Rahmen der Af-

CFTA vorantreiben. 

Ägypten ist aufgrund seiner Lage an wichtigen globalen Handelsrouten besonders anfällig. Es beste-

hen erhöhte Risiken durch fehlende Einnahmen aus dem Suezkanal und für Logistikströme. Umleitun-

gen im Schiffsverkehr, unsichere Transitzeiten und steigende Versicherungskosten belasten eine der 

wichtigsten externen Einnahmequellen des Landes. Auch der Tourismussektor ist stark betroffen. Er 

macht etwa 8–12 Prozent des BIP aus und ist eine zentrale Quelle für Devisen und Beschäftigung. 

Gleichzeitig reagiert er sehr sensibel auf die Wahrnehmung der regionalen Sicherheit. Zunehmende 

geopolitische Spannungen können daher Reisebewegungen dämpfen, Flugrouten beeinflussen und 

das Vertrauen von Investoren schwächen. 

Gleichzeitig wirkt sich die Krise auf Afrikas wachsende wirtschaftliche Beziehungen zu den Golfstaaten 

aus. Diese sind wichtige Quellen für Infrastrukturfinanzierung, Investitionen und Rücküberweisungen. 

Im Jahr 2024 investierten die Golfstaaten Berichten zufolge rund 97 Milliarden USD in Afrika. Eine 

anhaltende wirtschaftliche Abschwächung oder veränderte Investitionsprioritäten können geplante 

Projekte und Kapitalflüsse beeinträchtigen. 

Die aktuelle Krise verdeutlicht die Notwendigkeit, Afrikas Anfälligkeit gegenüber externen geopoliti-

schen Schocks zu verringern. Dies erfordert eine tiefere regionale Integration, Investitionen in wider-

standsfähige Transport- und Logistikinfrastruktur, den Ausbau lokaler Produktionskapazitäten sowie 

stärkere innerafrikanische Handelssysteme. Die Situation zeigt, wie wichtig der Ausbau regionaler 

Düngemittelproduktion, Raffineriekapazitäten und alternativer Handelsrouten für die wirtschaftliche Wi-

derstandsfähigkeit Afrikas ist. 
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Auswirkungen auf globale Rohstoffmärkte  

Viele Güter aus dem Golf stehen am Anfang langer Produktionsketten. Petrochemische Grundstoffe 

fließen unter anderem in Kunststoffe, Harze, Verpackungen, Autoteile, Kabel, Dämmstoffe und Kon-

sumgüter ein. Düngemittel sind für die Landwirtschaft relevant, Harnstoff wird als Ausgangsstoff für 

Leimprodukte benutzt, Schwefel und Schwefelsäure wiederum für Metallurgie, Bergbau (u. a. Kupfer 

und Nickel) und chemische Prozesse. Vor allem in der Demokratischen Republik Kongo (DRC) und 

Indonesien, den global größten Kupfer- und Nickelproduzenten, drohen Produktionsausfälle, wenn 

Schwefelsäureimporte vom Golf zurückgehen. Die Weltbank erwartet für 2026 einen breiten Preisan-

stieg bei Rohstoffen von etwa 16 Prozent. 

Die Lage am Schwefel- und Schwefelsäuremarkt hat sich weiter deutlich verschärft. Neben der fortbe-

stehenden Unterbrechung der Lieferungen aus der Golfregion, die rund ein Drittel der globalen Pro-

duktion und etwa die Hälfte des seeseitigen Handels stellt, wirkt seit Anfang Mai zusätzlich der fakti-

sche Exportstopp Chinas – des weltweit größten Exporteurs von Schwefelsäure. Weitere Exportrest-

riktionen, etwa aus Russland und der Türkei, verstärken den Angebotsdruck. Schwefelsäure entwickelt 

sich damit zunehmend zu einem systemischen Engpassfaktor für Metallurgie, Düngemittelproduktion 

und chemische Industrien. 

Die zuvor antizipierten Produktionsrisiken materialisieren sich zunehmend. Die eingeschränkte Ver-

fügbarkeit von Schwefelsäure wirkt inzwischen als „chemische Obergrenze“ für die Produktion insbe-

sondere von Kupfer und Nickel. Besonders betroffen sind importabhängige Produktionszentren wie 

Chile, die Demokratische Republik Kongo und Indonesien. Erste Produktionskürzungen – insbeson-

dere bei nickel- und kobalthaltigen Zwischenprodukten – wurden bereits berichtet; weitere Ausfälle 

gelten als wahrscheinlich. Man nimmt an, dass eine „Force-Majeure“-Welle in vielen Bereichen folgen 

wird. 

Die Düngemittelmärkte haben sich weiter angespannt. Seit Kriegsbeginn sind die Preise für Harnstoff 

global um etwa 50 bis 80 Prozent gestiegen und erreichten zwischenzeitlich Niveaus von rund 

700 USD je Tonne. Hintergrund ist, dass etwa ein Drittel des weltweiten Düngemittelhandels direkt 

oder indirekt über die Straße von Hormus abgewickelt wird. In Reaktion auf die Preissteigerungen 

reduzieren Landwirte weltweit den Düngemitteleinsatz, wodurch mittelfristig Ertragsrückgänge und zu-

sätzliche Preisdynamiken bei Agrargütern zu erwarten sind. 

Die Lage im Aluminiumsektor hat sich weiter zugespitzt. Neben logistischen Einschränkungen sind 

auch physische Schäden an zentralen Produktionsanlagen eingetreten: Luftangriffe trafen mehrere 

Großhütten in den VAE und Bahrain. Infolgedessen sowie anhaltender Energie- und Rohstoffengpässe 

sind signifikante Kapazitäten ausgefallen oder wurden heruntergefahren. Der Golf stellt rund 9 Prozent 

der globalen Aluminiumproduktion; ein Großteil davon ist aktuell nur eingeschränkt exportfähig. Die 

Preise erreichten zwischenzeitlich ein Vierjahreshoch, während gleichzeitig strukturelle Angebotsdefi-

zite entstehen. 

Die Versorgungslage bei Helium hat sich signifikant verschlechtert und stellt inzwischen einen der 

kritischsten Engpässe dar. Durch den Ausfall der Produktionsanlagen in Katar – die etwa ein Drittel 

des Weltangebots liefern – ist ein erheblicher Teil der globalen Versorgung weggefallen. Die Preise 

sind kurzfristig um 40 bis 100 Prozent gestiegen, während sich in einzelnen Regionen bereits physi-

sche Knappheiten zeigen. Aufgrund der komplexen Infrastruktur ist mit einer längerfristigen Einschrän-

kung der Produktionskapazitäten (mehrere Jahre) zu rechnen. 
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Mehrere Schlüsselbranchen der deutschen Wirtschaft sind besonders betroffen, insbesondere dort, 

wo energieintensive Prozesse und hochspezialisierte Vorprodukte aufeinandertreffen. Die Chemiein-

dustrie zählt zu den am stärksten betroffenen Sektoren. Zwar benötigt die Chemieindustrie keine di-

rekten Rohölmengen, sondern vorverarbeitete petrochemische Grundstoffe wie Naphtha, Ethan und 

Aromaten wie beispielsweise Benzol. Aus Benzol entsteht durch katalytische Hydrierung das Zwi-

schenprodukt Cyclohexan, dessen Produktion stark im Nahen Osten konzentriert erfolgt, weil dort ein 

großer Teil der Wertschöpfungskette vorhanden ist. Dieser Stoff kommt stark in der Faser- und Kunst-

stoffindustrie zum Einsatz. Der Anstieg der Öl- und Gaspreise sowie Engpässe bei Naphtha setzen 

auch verschiedene Fahrzeugkomponenten unter Druck, von Innenräumen und Beschichtungen bis hin 

zu Gummireifen. So erwarten Teile der Automobilindustrie, dass die Rohstoffkosten im Verlauf des 

Jahres weiter steigen werden; bei längerer Kriegsdauer könnten sogar Engpässe bei einzelnen Gütern 

entstehen. Chinas Bedarf nach Rohstoffen zur Kunststoffherstellung hat die US-Ethanexporte auf Re-

kordniveaus getrieben. Die US-Ethan-Exporte stiegen im März auf 776.000 Barrel pro Tag, 47 Prozent 

mehr als im Vorjahr, wobei fast drei Viertel nach China gingen. 

Auch die Baubranche ist tangiert. Sie nutzt ölbasierte Materialien, die durch die Schließung der Straße 

von Hormus eingeschränkt wurden – durch die normalerweise etwa ein Fünftel des weltweiten Öls 

transportiert wird. Die betroffenen Produkte – darunter Asphalt, Dämmung, Beleuchtung, Heizungs- 

und Lüftungsgeräte, Kunststoffe und Farben – sind bereits stark in den Preisen gestiegen. Gleichzeitig 

treiben höhere Industriepreise auch die Kosten für Stahl, Beton, Zement, Keramik und Ziegel in die 

Höhe. 

Insgesamt zeigt sich eine zunehmende Verfestigung der Kriseneffekte entlang globaler Wertschöp-

fungsketten. Besonders kritisch ist die Kombination aus Energiepreisschock, chemischen Vorpro-

duktengpässen und logistischen Störungen. Für die deutsche Industrie – insbesondere Chemie, Me-

tallverarbeitung und Halbleiter – entsteht daraus ein kumulativer Kostendruck bei gleichzeitig steigen-

den Versorgungsrisiken. Während kurzfristig vielfach noch aus Lagerbeständen und Vorverträgen ge-

speist wird, ist in den kommenden Monaten mit einer stärkeren Durchschlagwirkung auf Produktion, 

Preise und Verfügbarkeit zu rechnen. 

Sicherheitsengagement Deutschlands  

Frankreich und das Vereinigte Königreich treiben seit März Überlegungen für eine europäisch geführte, 

defensiv ausgerichtete multinationale Mission voran, die nach einem Waffenstillstand die sichere Pas-

sage insbesondere in der Straße von Hormus gewährleisten soll. Frankreich positioniert sich hierbei 

als zentrale treibende Kraft und betont den ausdrücklich „neutralen“ Charakter eines solchen Einsat-

zes, der klar von den Konfliktparteien abgegrenzt wäre und erst in einem stabilisierten Sicherheitsum-

feld („permissive environment“) zum Einsatz kommen soll. 

Als rechtlicher Rahmen wird vor allem das Prinzip der freien Schifffahrt nach dem UN-Seerechtsüber-

einkommen (UNCLOS) herangezogen. Eine operative Umsetzung würde darüber hinaus die Zustim-

mung der Anrainerstaaten erfordern, insbesondere für Einsätze in Territorialgewässern. Ein Mandat 

des UN-Sicherheitsrates besteht bislang nicht. Parallel bestehen bereits internationale Einsätze zur 

Sicherung maritimer Handelswege, insbesondere im erweiterten regionalen Umfeld (u. a. EU-Mission 

Aspides im Roten Meer). Eine unmittelbare Übertragung dieser Strukturen auf den Persischen Golf ist 

bislang nicht vorgesehen. 
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Innerhalb der NATO besteht weiterhin keine Einigkeit über eine mögliche stärkere militärische Rolle, 

insbesondere bei der aktiven Begleitung von Handelsschiffen. Mehrere Mitgliedstaaten stehen einem 

solchen Engagement zurückhaltend gegenüber, auch mit Blick auf das Risiko einer direkten Konflikt-

verwicklung. 

Deutschland verfolgt weiterhin einen abgestuften Ansatz. Ein mögliches Engagement bleibt auf klar 

defensive Beiträge begrenzt, insbesondere im Bereich der maritimen Sicherung und Minenabwehr. 

Zur Vorbereitung eines möglichen Einsatzes hat die Bundesregierung die Verlegung eines Minenjagd-

boots in das Mittelmeer angekündigt, um im Falle eines Mandats kurzfristig zur Sicherung der Schiff-

fahrt in der Straße von Hormus beitragen zu können. Darüber hinaus beteiligt sich Deutschland im 

Rahmen der NATO an der Stärkung der Luft- und Raketenabwehr an der Bündnisflanke, unter ande-

rem durch die befristete Stationierung einer Patriot-Einheit in der Türkei mit rund 150 Soldatinnen und 

Soldaten.  

Insgesamt zeigt sich damit weiterhin kein kohärenter internationaler Ansatz zur Absicherung zentraler 

Seewege. Europäische Initiativen gewinnen zwar an Bedeutung, bleiben jedoch bislang politisch und 

operativ begrenzt. 
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